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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
  
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in den Planungen für den neuen Verwaltungs-
campus die Ansagen für die Aufzüge selbst einzusprechen, so dass die Ansagen in den 
Aufzügen mit der Stimme des aktuellen Oberbürgermeisters ertönen. Bei einem Wechsel 
des Oberbürgermeisters hat eine neue Aufnahme der Ansagen zu erfolgen. 
  
 
Begründung: 
 
Der Oberbürgermeister sollte die Ansagen in den Aufzügen des neuen Verwaltungscampus 
in Potsdam einsprechen, weil dies eine persönliche Note und lokale Verbundenheit 
vermittelt. Als Repräsentant der Stadt zeigt er so nicht nur Präsenz, sondern unterstreicht 
auch die Allgegenwärtigkeit des Engagements der Verwaltungsspitze für die Bürger*innen.  

Die Stimme des Oberbürgermeisters in den Aufzügen schafft eine vertraute Atmosphäre, 
verstärkt das Gemeinschaftsgefühl innerhalb der Verwaltung und den Eindruck des Sich-
Kümmerns gegenüber den Einwohner*innen dieser Stadt. Es ist eine einfache, aber 
wirkungsvolle Möglichkeit, die Identität der Stadt zu betonen und das Zusammengehörig-
keitsgefühl zu fördern. 

 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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